
Reinhard Merkel 
Das Elend der Beschützten 
Über die Grundlagen der Legitimität sog. humanitärer 
Interventionen und die Verwerflichkeit der Nato­
Aktion im Kosovo-Krieg l 

1. 

Schon lange nicht mehr ist in der Bundesrepublik so kontrovers diskutiert 
worden wie anläßlich des Kosovo-Kriegs. Während die moralische Legitimität 
jedem angesichts der Vertreibemg eirler ganzen kulturellen Gruppe plausibel 
wm; trat die Frage nach der völkerrechc/ichen Zulässig keil in den Hintergrund. 
Von völkerrechrlichen Prinzipien, die bei der Erklärung eines Krieges zu 
beMhl.en sind, 'wollten viele mchts wissen. Um so notwendiger war der Hinweis 
von Völkerrechc/ern, daß die KY/:egserklärung contra legern erfolgte, Der AHl.Or 
greift noch einmal diese Diskussion att/und zeigt, daß die NATO-Bombardie­
mngen ·weder rechtlich zHlässig noch militärisch erfordedich waren, 

Die Red. 

»Dieser Krieg«, sagte Bundeskanzler Schröder, »ist politisch und moralisc h legitim «. 
Irritiere fragt man sich: Und rechtlich? Oder ware er dies ebenfalls, wenn er jenes 
wäre? 
N ein. Dieser Krieg der NATO ist illegal, und er war es von Anfang an, Der rasche 
Wechsel der offiziellen Kriegsziele schließt die Rechtfertigungslücke nicht, sondern 
erweitert sie ins Bodenlose. Der Kosovo-K.rieg ist aber auch illegitim und keiner 
ethischen Rechtfertigung zugänglich. Das ist nicht der kalte Blick eines moralblinden 
Rechtspositivismus, selbst wenn das völkerrechtliche Gewaltverbot nichts anderes 
wäre als eine verfügbare Norm (und nicht die zwingende Voraussetzung jeder 
rechtlichen Koexistenz von Staaten). Denn das Verdikt reicht über den Vorwurf 
der Widerrechtlichkeit des Krieges weit hinaus. Er verletzt nicht einfach nur das 
Völkerrecht. Er zerstört die Bedingungen jeder Verrechtlichung der internationalen 
Beziehungen, Er desavouiert damit die Maxime einer allmählichen Zivilisierung jenes 
gesetzlosen Naturzustandes zwischen den Staaten, der diesem Jahrhundert das Si­
gnum des Grauens eingebrannt hat. Er bedroht die Zukunft der internationalen 
Ordnung als einer des Rechts, und nicht bloß der prekären Balance sclbstlegitimierter 
Mächte, die noch niemals, auf welcher Seite welchen Konflikts auch immer, Mühe 
hatten, jenseits des Rechts Moralprinzipien zu mobilisieren und deren Durchsetzung 
mit Leid, Blut und Leben anderer bezahlen zu lassen. 
Diese Kritik, wird man sagen, ist einäugig und ungerecht. Sie zielt auf das eingesetzte 

IOcr crstt.' 'fei l dt's folgenden Beitrags cr~cll\cn .1m 11 . Mai f 999 In N r. 20 der WochcnzcilUng ... Dle Zelte. Er 
wird hier unver.mden , sozusagen im ~klUell dram.uisclwn Pra~f:.'ns der d;ull:thgcn kriegerischen Sttuation. 
,bgcdruckr. Unter dem Tlld . Postskript « folgt dann der allsfuhrliehe Versuch. d,e grundlegenden Argu. 
meme des ursprunglichen Beitrags gegen Einwande ;:.U verteidigen und weiter z.u entwickel n. 
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Gewaltmittel und ignoriert den verfolgten Zweck. Auch er ist aber der einer Zivi­
lisierung staatlicher Macht unter universalen Prinzipien des Rechts: den Prinzipien 
fundamentaler Menschenrechte jedes Einzelnen, der vom eigenen Staat verfolgt, 
vertrieben, ermordet wird. Das Grauen dieses Jahrhunderts bestand ja wahrhaftig 
rucht nur im Wüten der Staaten gegeneinander, sondern auch in allen Varianten 
staatlicher Makrokriminalität nach innen. Und unter diesen, wer hätte daran Zweifel, 
wird die Kosovo-Politik des Herrn Milosevic im Gedächtnis der Nachwelt ihren 
Platz finden. 
Damit scheint der NATO-Einsatz zwei miteinander kollidierenden Maximen zu 
folgen. Pointiert: normative Begrenzung der staatlichen Souveränität nach innen 
durch Entnormativierung ihrer Handlungsfreiheit nach außen. Globales Zwangs­
recht gegen internen Staatsterror - und rechts freier Raum zum Krieg? 
Das ist der Knoten des Legitimationsproblems im Kosovo-Krieg. So abstrakt ist er 
freilich nicht lösbar. Und seine völkerrechtlichen Titel - "Humanitäre Intervention 
vs. Gewaltverbot« oder» Weltbürgerrecht vs. staatliche Souveränität" - sind um 
nichts deutlicher. Betrachtet man die Normenkollision jedoch genauer, so eröffnet 
sie für den Kosovo-KonJlikt eine eindeurige Lösung: das obige Verdikt. Dieser Krieg 
ist illegal, illegitim und, unbesehadet seiner hohen moralischen Zielsetzung, mora­
lisch verwerflich. Das will ich zeigen. 

11. 

Normatives Fundament für den NATO-Einsatz ist das Prinzip der Nothilfe. Es ist 
nicht bloß ein moralisches, sondern ein rechtliches Prinzip von universaler Reich­
weite: das der Notwehr, die zugunsten Dritter eben »Nothilfe« heißt. Damit können 
die Luftangriffe der NATO zunächst einen durchaus stabileren Grund reklamieren 
als den Flugsand einer populären Gesinnungsethik, die hier einen Konflikt zwischen 
Recht und Moral und umstandslos den Vorrang dieser vor jenem behauptet. Das 
Völkerrecht erkennt inzwischen den Rechtsstatus von Individuen auch im Bereich 
seiner Zuständigkeit an: Sie sind Inhaber eines Mindeststandards fundamentaler 
Menschenrechte, zu deren interner Garantie jeder Staat gegenüber allen anderen 
(erga omnes) verpflichtet isr. [n dieser Normensphäre gibt es daher ein Durchgriffs­
recht der internationalen Gemeinschaft auf die Legitimationsgrundlagen des souve­
ränen Staates. 
Damit wird die Nothilfe gegen rabiate Verletzungen jenes Minimalstandards zum 
Rechtstitel auch für intervenierende Fremdstaaten. Aus welcher Völkerrechtsquclle 
immer man sie formell herleiten mag: Sie wäre auch gegen den Widerstand der 
Völkerrechtsdoktrin, ja sogar der Mehrheit der Staaten zulässig. Selbst ihre gewalt­
same Durehsetzung dürfte sich auf ein normatives Gebot der Fortentwicklung des 
Völkerrechts berufen, ein universales Prinzip der »schürzenden Gerechtigkeit«. 
Verbreitet, aber irrig ist der Einwand, schon das Fehlen einer Ermächtigung der 
Intervention durch den Sicherheitsrat mache diese rechtswidlig, so wie umgekehrt 
die Annahme verfehlt ist, ein solcher Sicherheitsratsbeschluß allein könne eine an sich 
rechtswidrige Intervention legalisieren. Gewiß ist der Sicherheitsrat in militärischen 
Konflikten eine Kontrollinstanz von herausragender Bedeutung. Sowenig aber das 
Notwehr- llnd damit auch das Nothilferecht der Staaten untereinander von einer 
formellen Bestätigung durch den Sicherheitsrat abhängen kann (was Art. 51 der 
UNO-Charta ausdrücklich klarstellt), da sich Notlagen nicht nach Gremienbeschlüs­
sen richten, sowenig kann dies für die Nothilfe wgunsten der »neuen. Völkerrechts-
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52 8 subjekte gelten: der in ihren Menschenrechten schwer und massenhaft verletzten 
Individuen. Auch hierin spiegelt sich der fundamentale, wenn man so will vorposi tive 
Status des Notwehr-/Nothilfeprinzips: Eine Rechtsordnung, die es nicht anerkennen 
wollte, wäre in diesem Punkt bis zum Verlust ihrer Verbindlichkeit illegitim. 
Jürgen Habermas hat plastisch von einer allmählichen »Transformation des Völker­
rechts in ein Recht der Weltbürger« gesprochen (ZEIT Nr. ,8 , S. ,). Freilich darf man 
dabei die Primärfunktion des Völkerrechts, die Friedenssicherung zwischen den 
Staaten, nicht vergessen. Damit kommt erneut und schärfer die Prima-facie-Kollisio n 
zweier Normen in den Blick: des Nothilferechts und des Gewaltverbots. Ihr formel­
les Verhältnis zueinander ist offensichtlich das von Regel und Ausnahme. Auf der 
Hand liegt, daß Ausnahmen vom Gewaltverbot, im internationalen nicht anders als 
im innerstaatlichen Recht, nur in den engen Grenzen klarer Kriterien für Form, 
Richtung und Maß legitim sind. 

III. 

Deren erstes heißt ·, Erfo rderlichkeit«. Keine noch so berech tigte, noch so dringende, 
gegen noch so grausamen Terror gerichtete Hilfsaktio n kann Gewaltanwendung 
rechtfertigen, die für ihr Z iel nicht erforderlich ist. Logisc he Bedingung der Er­
forde1'lichkeit eines Mittels ist dessen Tauglichkeit zum beabsichtigten Zweck. Un­
taugliche Gewaltmittel sind niemals e rforderlich und immer Unrecht. 
Natürlich muß die Tauglichkeitsfrrtge in einer Perspektive .. ex ame" beurteilt werden 
und ist daher belastet mit Risiken der Prognose. Tauglich im Rechtssinne ist schon, 
was 'Vor seinem Einsatz vernünftigerweise als tauglich gelten kann. Ein unerwarteter 
nachträglicher Fehlschlag ändert an der Rechtmäßigkeit des Gewaltmittels nichts. So 
ist das Scheitern der bewaffneten Intervention .. Restore Hope« vom Dezember '992 
in Somalia, deren Grundlage, Resolu ti on 794 des Sicherheitsrats, von Völkerrechtlern 
gern als .. Geburtsurkunde« der modernen humanitären Intervention bezeichne t 
wird, kein Einwand gegen mre Rechtmäßigkeit. 

Projiziert man diese Kriterien legitimer Nothilfe auf den Luftkrieg der NATO im 
Kosovo, dann liefern sie ein zwingendes Resultat: Wer hälte bereits vor dem Aufstieg 
des ersten Bombers den leisesten Zweifel an der in jedem Leitartikel präsentierten 
Erwartung gehabt, daß Serbien die Lufrschläge zum Anlaß nehmen wü rde, genau das 
Elend, zu dessen Umerbindung sie besch.lossen wurden, ins Unermell liche zu ver­
schärfen? Die beklemmende Überlegung, ob die NATO dafür geradezu mitverant­
wonlich sei, mag durchaus auf sich benrhen. Immerhin stellt d ie Empönrng der 
westlichen Regierungen schon über die bloße Frage ein Muster an Sclbstbctnrg vor: 
Wer sehenden Augcs einem erkennba.r tatgeneigten Verbrecha objektiv in die FEnde 

spielt oder ihm zusätzliche Motive liefert, kann sich keineswegs schlechthin von der 
Zuständigkeit für dessen nachfolgende Taten freiuichnen. Außer Zweifel steht aber, 
daß eine gewaltsame Nothilfe, die das Elend der Beschütl.ren vergrößert, untauglich 
und damit Unrecht ist, und zwar selbst gegenübcr dem Vabrecher, der die Notlage 
geschaffen hat. 
Jedenfalls die bisher praktizierten Bombenangriffe stehen daher außerhalb jeder 
Möglichkeit der Rechtfertigung. Wie immer man zu einer Rolle der NATO als 

künftiger Weltpolizei srehen mag: Wo ~äbe es auf dieser Welt ei n Gemeinwesen, 
dessen Polizei sich "legitim« nennen und gleichwohl ihre Eingriffsermächtigungen 
selbst bestimmen dürfte? Gerade diese Kompetenz ist, jedenfalls im innerstaatlichen 
Bereich, das definitive Stigma eines Unrechtsregimes. Und im internationalen? Nicht 
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daß in einer Welt ohne überstaatliche Macht (und mit einem stets blockierbaren 
UNO-Sicherheitsrat) einzelne Staaten selbst beschließen, militärisch zu intervenie­
ren, ist das Problem. Aber daß sie sich dabei von den Erfordernissen des Rechts 
suspendieren, ist unerträglich. »Non sub hominc, sed sub lege" hat dcr große Rechts­
philosoph Hans Kelsen das Kriterium legitimer Machtausübung formuliert. Gewalt­
befugnisse kraft eigener Ermächtigung - unmittelbar "sub homine'" _. zerstören die 
Voraussetzungen des Rechtsverhältnisses selbst. Wie könnte dies zwischen den Staa­
ten anders sein als innerhalb ihrer Grenzen? 
Daß jetzt im Kosovo-Krieg - neben einer Neudcfinition von Kriegszielen, die man 
vor seinem Beginn zu seiner Rechtfertigung gewiß nicht anzuführen gewagt hätte -
zunehmend der polizeiliche Charakter der Intervention insgesamt verleugnet und 
von einer "Strafaktion gegen Milosevic« geredet wird, macht den Befund nur trOSt­
loser. Strafe ist keine Nothilfe. Und zwischen rechtlich gleichrangigen Subjekten hat 
si e schon begrifflich keinen legitimen Platz. Strafkriege ge~en unabhängige Staaten, 
das hat vor mehr als 200 Jahren schon Kant in seinem Traktat »Zum ewigen Frieden« 
geschrieben, sind niemals rechtmäßig. 

IV 

Nun llegt der Elnwand auf der Hand: Die behauptete Untauglichkeit der Bombar­
dierung als Nothilfe mag sich ja als blog vermeintliche, als vorläufige erweisen. Wenn 
schon nicht für den sofortlgen Verbleib, dann wird eben für die anschließende 
Rückkehr der Albaner in ihre Heimat gebombt. Irgendwann muß auch ein skrupel­
loser Gewaltherrscher nachgeben, und wäre es dann, wenn außer Schutt und Asche 
nlchts mehr vorhanden ist, was er beherrschen könnte. 
Ganz gewiß. Aber der Einwand führt, verfolgt man ihn weiter, ins Bodenlose: zum 
gänzlichen Bankrott der Legitimation dieses Krieges. Dabel soll gar nlcht vom 
Umkippen der Relation zwischen Mittel und Zweck ins irgendwann Unverhält­
nlsmäßige die Rede sein. Es geht erneut um ein fundamentales Prinzip der Ge­
rechtigkeit: Wer Gewaltanwendung mit der Hilfe für ein mißhandeltes Opfer legi­
timieren will, hat die »Kosten. se ines Handeins, sofern er sie nicht dem Täter selbst 
aufbürden kann, auf sich zu nehmen. Keinesfalls darf er sie unschuldigen Dritten 
zuschieben. 
So tonlos in seiner Abstraktion, malt sich dies inzwischen als Menetekel auf den 
Hintergrund des Kosovo-Krieges, als Hohn auf die damit angeblich verteidigten 
»Werte«. Die Rede ist von der Tötung Hunderter, ja Tausender serbischer Zivilisten, 
die Herrn Milosevic mehr hassen und für sein Wüten weniger verantwortlich sein 
mögen als die Regiemngen der NATO-Staaten. Es ist von einer quälenden Abwe­
gigkeit, wenn diesem Befund stets der Hinweis auf die größere Zahl getöteter Albaner 
entgegengesetzt wird: Keiner der getöteten serbischen Ziv.ilisten - Kinder, Frauen, 
Alte- hat ein einziges der albanischen Opfer auf seinem Gewissen. Sehr wohl auf dem 
ihren haben die Verantwortlichen der NATO-Bomben jedes einzelne ihrer zivilen 
serbischen Opfer. Bodentruppen will die Bundesregierung nicht einsetzen, weil 
unseren Soldaten eine Pflicht zur Opferung ihres Lebens für verfol~te Albaner nicht 
zugemutet werden darf. Wer erlaubt ihr diese Zumutung gegenüber Zivilisten, die den 
Taten wie den Opfern des Herrn Milosevic nicht weniger fern stehen als deutsche 
Soldaten? 
Gewiß, Krieg ist Krieg, heißt die gängige Phrase, und solche Opfer seien eben nicht zu 
vermeiden. Für sie, die »unbeabsichtigten Nebenfolgen«, jene massenhaft tödlichen 
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53 0 »Kollateralschäden«, deren häßliche Benennung einen häßlicheren Sachverhalt deckt, 
hält sich das Völkerrecht eine archaische Legitimationsfigur, die scholastische »Dok­
trin der Doppelwirkung« aus der "Summa theologia« des Thomas von Aquin: Habe 
eine Handlung, so heißt es dort, außer ihrem gewollten »guten Ziel« eine vorher­
sehbare »böse« Nebenwirkung, so berühre diese die Legitimität des Handeins nicht, 
wenn die Nebenfolge nur nicht »beabsichtigt«, sondern bloß in Kauf genommen 
werde und im übrigen nicht außer Verhältnis zum positiven Primärzweck stehe. 
Wiewohl schon die prinzipiellen Einwände gegen diese Lehre stärker sind als deren 
Begründung, soll sie hier unbestritten bleiben. Denn für die Rechtfertigung der 
zivilen Opfer des gegenwärtigen Luftkriegs ist sie ein schlechterdings untauglicher 
Behelf. Wohl mag sich ein Staat, der einen legitimen Verteidigungskrieg führt, mehr 
oder weniger umstandslos auf sie berufen, denn ohne Krieg stünde seine Existenz auf 
dem Spiel. Und selbst der Zynismus eines geostrategischen Ordnungs-, ja sogar der 
eines aggressiven Eroberungskriegs mag irgendwie schlüssig bleiben, wenn er zivile 
Opfer für bedauerlich, aber gegenüber dem großen Ziel für belanglos erklärt. 
Wer aber bedrohten Menschen helfen will, legitimiert sich allein aus einer Norm, die 
es unter keinen Umständen erlaubt, dafür unschuldige Dritte zu töten. Ob er diese 
Tötungen »beabsichtigt« oder nur mit Bedauern, aber sehenden Auges »in Kauf 
nimmt«, ist gänzlich belanglos. Denn eine Maxime, Unschuldige zu retten, indern 
man Unschuldige tötet, zerstört sich offenkundig selbst. Sie ist keiner Rechtfertigung 
fähig. Auch wer wenige Unschuldige tötet, um viele andere zu retten, verhält sich 
rechtlich wie moralisch verwerflich. Was hielte man von einern Transplantations­
chirurgen, der fünf todkranke Patienten rettet, indem er die dafür erforderlichen 
Organe durch Töten und Ausschlachten eines einzigen ahnungslosen Passanten 
beschafft? Oder, und näher an der Logik dieses Krieges: Wie würden wir eine 
Polizei aktion zur Hilfe für mißhandelte Geiseln beurteilen, die nicht direkt gegen 
den Geiselnehmer vorginge, sondern den Wohnblock, in dessen Kellerräumen er sich 
verschanzt hält, bombardierte, um ihn zum Aufgeben zu nötigen - dabei den Tod von 
Dutzenden unschuldiger Bewohner als »Kollateralschaden« und selbstverständlich 
mit Bedauern in Kauf nehmend? 

v 

Das ist die bitterste Lehre dieses Krieges: Die NATO desavouiert mit ihren vorsätz­
lichen »Kollateral«-Tötungen (denn vorsätzlich sind sie auch ohne Tötungsabsicht) 

genau die rechtliche und ethische Norm, mit der sie ihren Kampf gegen einen 
Verbrecher legitimieren will. Welch eine reductio ad absurdum der eigenen Moral: 
Das» Weltbürgerrecht« der einen auf Heimat wird durchgesetzt, indem man das der 
anderen auf Leben vernichtet! Auch wenn die NATO das noch immer nicht wahr­
nimmt: Zu den "kollateralen« Opfern dieses Krieges gehören nicht zuletzt die 
fundamentalen Werte, die sie zu schützen behauptet. 
Was man allenfalls hätte machen dürfen, wäre von Anfang an der gezielte, den 
verfolgten Albanern unmittelbar beistehende Einsatz freiwiLliger Bodentruppen ge­
wesen. Daß für eine solche Entscheidung das Prinzip der Verhältnismäßigkeit ein 
ganz anderes Gewicht erhalten und das Risiko eines verheerenden Großkrieges auch 
diese Option wohl verboten hätte, liegt nahe, aber außerhalb unseres gegenwärtigen 
Themas. 
Es gehört im übrigen durchaus zur Logik einer Selbstermächtigung, die für ihre I-Elfe 
unschuldige Dritte mit dem Leben bezahlen läßt, diese Dritten möglichst gleich selbst 
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zu legitimen Gewaltzielen zu erklären; so läßt sich die Paradoxie der eigenen Hand­
lungsmaxime leichter verdrängen. Das ist es, was diesen Krieg noch jenseits seiner 
normativen Bodenlosigkeit in seiner konkreten Gestalt zunehmend schmutzig wer­
den läßt. Warum nennt man in der deutschen Öffentlichkeit das gezielte Bombar­
dieren eines Fernsehsenders oder der landeswei ten Stromversorgung - mit allen 
erkennbaren und in Kauf genommenen Todesopfern etwa in Krankenhäusern 
ohne ausreichende Notstromaggregate - nicht so, wie es im Völkerrecht heißt: 
Kriegsverbrechen? 
Was die NATO derzeit durchführt, ist nur scheinbar eine »humanitäre Intervention«. 
In Wahrheit ist es ein Nötigungskrieg, der die Gewalt seines Nötigungsminels in 
hohem Maße nicht gegen dessen Adressaten, sondern gegen unbeteiligte Dritte 
richtet. Ein künftiges Völkerrecht, das diesen Namen verdient, muß und wird solche 
Interventionen als prinzipeIl verwerflich ebenso ächten, wie es das gegenwärtige mit 
Präventiv- und Aggressionskriegen tut. 
Wer schützt uns vor der normativen Inkompetenz unserer Regierungen, wenn es das 
Recht nicht mehr kann? Wer vor der tödlichen Diskrepanz zwischen dem Übermaß 
an globaler Zerstörungsmacht und dem Untermaß derer, die darüber verfügen? 
Irgendwann werden die Folgeschäden dieses Krieges vollständig in den Blick kom­
men. Sie werden bei weitem größer sein, als man heute glaubt. Denn zu ihnen wird 
die Erosion fundamentaler Prinzipien von Recht und Moral in der internationalen 
Politik gehören. Ich fürchte, die Geschichte wird nicht nur die Taten des Herrn 
MiJosevic, sondern auch den Krieg seiner Gegner aufbewahren als Reminiszenz des 
Grausens. 

Postskript· 

Der vorstehende Artikel skizziert für seine (negative) Gesamtthese im wesentlichen 
zwei tragende Argumente. Das erste behauptet, die Situation im Kosovo habe vor 
Beginn der Bombardicrung hinreichenden Anlafl für eine »humanitäre Intervention « 
geboten - wenn man wiU: es Stützt das »Ob« der NATO-Aktion. Das zweite verwirft 
dagegen den konkreten Modus dieser Intervention - das» Wie« ihrer Durchführung­
und damit schließlich diese selbst im ganzen. 
Beiden Argumenten sind nach dem Erscheinen des Artikels 3m 12. Mai '999, also 
während der noch andauernden Bombardierung, in Leserbriefen und anderen Re­
aktionen (und zwar sowohl von Befürwortern als auch von Gegnern des NATO­
Einsatzes) verschiedene Einwände entgegengehalten worden, die prima facie »H and 
und Fuß« haben. Grund genug, die hier vertretene Position - bei ihrem erSten 
Erscheinen in die engen Grenzen eines Zeitungsartikels gedrängt und entsprechend 
apodiktisch formuliert - nun, in der Rückschau auch auf den Krieg selbst, an jenen 
Einwänden zu überprüfen und damit insgesamt deutlicher zu entwickeln. 

VI. 

Die These, »a n sich« habe es für den NATO-Einsatz einen legitimen Interventions­
grund gegeben, erscheint unter zwei Gesichtspunkten zweifelhaft. De .. erste wird 
meist von Völkerrechtlern berufen: das Fehlen einer Ermächtigung der Aktion durch 
den Weltsicherheitsrat. Der zweite gehört im weiteren Sinn zur klassischen Frage 
nach der Reichweite der staatlichen Souveränität. Konkretisiert auf unser Problem: 
Kann die Absicht, bedrängten M enschen, d ie der Herrschaftsgewalt eines fremden 
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5]2 Staates unterliegen, zu helfen, militärische Gewalt gegen eben diesen Staat, also die 
Einmischung in seine "inneren Angelegenheiten«, rechtfertigen" 
I. Zum ersten dieser Einwände: Selbst wenn man, so wäre er auszubuchstabieren, die 
Möglichkeit einer "humanitären Intervention« als rechtfertigender Ausnahme vom 
Gewaltverbot der UNO-Charta anerkennt, könne die Legitimation solcher "Hilfs­
kriege« ebensowenig wie die aller anderen bewaffneten Interventionen auf ein vor­
heriges prozedurales Sichentngs- und Kontrollverfahren durch eine überstaatliche, 
unparteiische Instanz verzichten. Diese Instanz könne allein der Sicherheitsrat sein. 
Daher müsse auch in der vielleicht her2ufziehenden Ära normativ beglaubigter 
Interventionstitel die klassische völkerrechtliche Entscheidungsstruktur zwischen 
Krieg und Frieden verbindlich bleiben: die Charta der Vereinten Nationen mit der 
darin geregelten exklusiven Zuständigkeit des Sicherheitsrats für bewaffnete Einsätze 
gegen fremde Staaten. 
Ich halte das Argument im Zusammenhang des Problems der humanitären Interven­
tion für prinzipiell verfehlt. Selbstverständlich sollte, ja muß der zwischenstaatliche 
Einsatz militärischer Gewalt grundsätzlich einem rechtlichen Legitimationsverfah­
ren unterworfen werden, und ebenso selbstverständlich ist dafür nach dem gegen­
wärtigen Völkerrecht allein der Sicherheitsrat im Rahmen seiner Charta-Befugnisse 
die zuständige Instanz. Aber bewaffnete humanitäre Interventionen, die diese Be­
zeichnung verdienen, sind Hilfskriege zugunsten rechtswidrig bedrohter Dritter. Das 
bedeutet normativ: Sie sind eine Form der Wahrnehmung von Notrechten, oder 
genauer: des Rechts auf Nothilfe. Notrechte sind aber Selbsthilferechte, und das 
heißt, sie sind gerade dadurch definiert, daß ihre Verwirklichung nur außer halb der 
legitimen Verfahren einer rechtlichen Friedensordnung durchgesetzt werden kann. 
Sie sind Befugnisse zur Gefahrenabwehr zwischen grundsätzlich gleichrangigen 
Rechtssubjekten. 
Notrechte, deren Realisierung von der Überprüfung und Zustimmu.ng einer unbe­
teiligten, höherrangigen Entscheidungsinstanz abhinge, wären keine mehr - eine 
begriffliche und normative contradictio in adieao. Anders formuliert: Die Funktion 
von Notrechten beginnt erst jenseits der Verfah.rensgarantien einer überindividuellen 
Rechtsgewährleistung. Gewiß gilt in einer rechtlichen Friedensordnung stets der 
grundsätzliche Vorrang überindividueller, also gerichtlicher Konfliktregelung. Aus­
differenzierte Rechtsordnungen (etwa das deutsche Strafrecht in seinen §§)2 und)4) 
bringen dies durch die einschränkende Notrechtsbedingung der ,'Erforderlichkeit« 
zum Ausdruck; an ihr und damit an einer Befugnis zur Notrechtsausübung fehlt es 
eben, wenn die eigentlich vorgesehene obrigkeitliche Hilfe zur Gefahrenabwehr 
rechtzeitig herbeigeholt werden kann. Notrechte sind, so kann man sagen, gegenüber 
der generellen rechtlichen Friedensord.nung subsidiär. 
Diese Zusammenhänge sind normativ-analytischer Art. Sie gelten im Völkerrecht 
nicht anders als in jeder innerst.atlichen Ordnung und können daher als universale 
Rechtsprinzipien aufgefaßt werden. Zugeschnitten auf unser Thema kann die Frage 
also schon grundsätzlich nicht lauten, ob der Sicherheitsrat einer humanitären Inter­
vention zugestimmt hat, sondern nur, ob solche Not-, nämlich Selbsthilferechte 
zwischen den Staaten existie,-en und wer für eine zwischenstaatliche Nothilfe als 
begünstigter Dritte.; also als völkerrechtlich tauglicher "Schützling« der Hilfsaktion 
in Betracht kommt. Natüdich unterliegen Notrechte auch hier, wie im innerstaat­
lichen Recht, dem einschränkenden Grundsatz ihrer Subsidiarität gegenüber den 
allgemeinen prozeduralcn Garantien der Rechtsdurchsetzung . Daher muß, sofern 

2 Bcruhmt ist Kants verneinende Antwort auf diese Frage im 5. Pra!iminan.rtikel seines Traktats . Zum 
eWigen Frieden"'. In: Kant, Werke, Ak1demi~:lusgabe Bd. VJII, 1912, S. }46. 
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es die Notlage erlaubt, vor einer bewaffneten humanitären Intervention zunächst der 

Weg einer Ermächtigung durch den Sicherheitsrat versucht werden. Erlaubt die 
Notlage dies jedoch nicht, droht also gerade der Zeitverlust, der mit dem »ordent­
lichen« Verfahren der Rechtsdurchsetzung verbunden wäre, die Katastrophe unab­
wendbar zu machen, so ist ein Sicherheitsratsbeschluß von Anfang an entbehrlich. 

Andernfalls würde offensichtlich das Notrecht selbst abgeschafft. 
Ähnliche Erwägungen gelten aber auch für den Fall einer Ablehnung der Gewalter­
mächtigung durch den Sicherheit,,·ar, sofern diese Ablehnung sachlich falsch ist, also 
die rechtfertigende Notlage zu Unrecht verneint oder ihr aus politischen Gründen die 
Anerkennung verweigert. Denn anders als im innerstaatlichen Recht ein formell 
legitimes Gerichtsurteil kann ein Beschluß des Sicherheitsrats keinesfalls als konsti­
tutive, im Einzelfall Recht schaffer/de Quelle völkerrechtlicher Ermächtigungen bzw. 

Untersagungen aufgefaßt werden.' Für eine solche Kompetenz fehlt dem Sicherheits­
rat jegliche Legitimation. Er ist kein Rechtsetzungs-Organ der Staatengemeinschaft, 
und zwar weder generell, noch im konkreten Einzelfall< 
Die Folgerung liegt auf der Hand: Wird ein an sich bestehendes Notrecht vom 

Sicherhei""at fälsch.lich nicht anerkannt, kann das die Existenz dieses Rechts und 
damit die Legitimität seiner Durchsetzung nicht berühren. Sowenig der Sicherheitsrat 
nicht bestehende Rechte der Staaten gegeneinander begründen kann, sowenig kann er 
bestehende beseitigen. Dies zu bestreiten bedeutete in der Sache ebenfalls die Liqui­
dation der völkerrechtlichen Notrechte selbst.' 
Ein solches Bestreiten wäre aber in jeder Hinsicht hoffnungslos. Wer aus positivi­
stischer Überzeugung die verbreitete natur- bzw. vernunftrechtliche Fundierung der 
Notrechte als universaler Rechtsprinzipien ableh.nt·, bnn für das geltende Völker­

recht auf Art. 5 I der UNO-Charta verwiesen we rden. Dieser nimmt freilich selbst 
ganz unbefangen eine naturrechtliche Grundlage in Anspruch und er läßt am Not­
wehr- wie am Nothilferecht jedenfalls der Staaten untereinander und eben auch ohne 
Sicherheitsratsbeschluß keinen Zweifel. 
Wir sehen: Die Behauptung, militärische Interventionen bedürften sters einer Er­
mächtigung durch den Weltsicherheitsrat, ist falsch. Doch tritt nun ein gravierendes 

weiteres Problem solcher Interventionen deutlich in den Blick. Das Nothilferecht des 
Art. 5 I der Charta gilt unmittelbar nur zwischen Staaten. Nicht nur der die Gewa.lt 
Anwendende und der, gegen den sie sich richtet, sondern auch der Destinatär der 
Hilfe selbst muß danach grundsätzlich ein Staat sein. Humanitäre loterventionensind 
aber Hilfsaktionen zugunsten einzelner (meist sehr vieler) Menschen, die (typischer­
weise) der Herrschaft des angegriffenen Staates unterliegen. Jedenfalls unmittelbar 
erfaßt Art. 5 I der UNO-Charta diese Konstellation nicht. So zweifelsfrei die völker­
rechtliche Nothilfcbclugnis zugunsten von Staaten ist, so ungesiehert erscheint sie 

Im Innerstaatlichen Bereich schafft auch em , .. achllCh ralsches, aber formell korrdues GCrlchtsurcc.! das rur 
dC_1l konkreten Ei nzeI(;l1l gdtende Recht. Beispiel: Ein In einem formell ordcm\!chcn Verfahren von einem 
7.ustandlgcn Str .. fgcricht Imsc/JII!drg 7. U einer Haftstrafe Verurteilter Wird ruJJlI11"ßrg clngesp<'rrt. 
Das kann, rebm Sie n,rntrbw, auch schlechterdings nIcht anders sein. Da Jl·dcr Besc:hluß des SichcrhClu r;lts 
vom einfachen. begrundungsloscn. etwa rein egoin isch motivierten Veto Jedes sein t r rtim St O\ndlgen Mit­
glieder verhinden werden kann , ware cln Recht. dessen Existenz von einem solchen Beschluß :\bhlngc, 
offenSIchtlic.h wenlos und damit inex is[(:nr. 
Daraus Folgt fur den (unwah ["$C hcinlichcft'n) um~ckchnt' n Fall, den einer Errn.lchtiglloC z.ur Intclventio n 
durch den Sichcrhcitsr:u trotz Feblrm der h.'gitimiercnden Notlage. daß die d .. r~uf gt.Stut~.(e militanschc 
Gewaltanwendung seJbSl"verst~ndllch rl:chtswidrig bleibt . 

6 Die Ich jedcnfa1Js fur das NOtwehrrecht fur vollkommen plausibel halte; fur die Nothilfe (als Norwehr 
zugunstcn Dritter) mJ.g m:;m SK eptlschl'r sein. G:ln~.lich anders liegen die normativen Fr,lgen belm No(­
Handsrccht, das von vielen Rechtsordnungen (z.. B. der dC'u[s(.~hcn in § H StGB) als Notrecht anerkannt 
wird, das :lber - wegen <1('$ dildurch erl.lubtcn Eingnffs in Rechte unbctcl hg((~ r (.unsl'huldlgc.r.;;) Dritter - in 
vidcrlei Hinsicht problematisch 15 (; vgl. z. B. Kants beruhmtt Ablehnung eines l otstandsrechts in semer 
Metaphysik der Sitten, Rechtslehre , Akademieausgabe Bd. VI, t907, S. l36. 

5JJ 
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534 daher zugunsten jener Einzelnen. Damit sind wir beim zweiten der oben skizzierten 
Einwände gegen meine These. 
2. Sie sei vorweg noch einmal deutlich formuliert: Rechte und Pflichten der UNO­
Charta (und des Völkerrechts überhaupt) sind nicht mehr ausschließlich die Ange­
legenheit von Staaten bzw. Staatengemeinschaften oder zwischenstaatl,chen Orga­
nisationen. Das heutige Völkerrecht erkennt in verschiedenen Zusammenhängen 
auch ethll,sche und andere Gruppen, ja sogar einzelne Individuen als Inhaber über­
staatlich verbindlicher Rechtspositionen an, solcher nämlich, die fundamentale Men­
schenrechte und Freiheiten schützen. Zu diesen gehört neben dem Recht auf Leben 
und körperliche Unversehrtheit ganz gewiß das auf Heimat in dem Staat, dessen 
Bürger man ist. Staatlich organisierte Vertreibungen und erst recht willkürliche 
Tötungen .eigener« Bürger verletzen damit nicht nur objektives Völkerrecht, son­
dern internationale subjektive Rechte der Opfer. 
Die Schlußfolgerung für unser Thema liegt auf der Hand: Solche staatlichen Aktionen 
sind rechtswidrige Angriffe gegen völkerrechtlich norwchr- und nothilfefähige 
Rechtspos'tionen. Da es bei diesen um buchstäblich existentielle Schutzgüter geht 
- nicht anders als im Fall eines Staates, der militärisch angegriffen wird -, muß die 
Reichweite des Notrechts aus Art. 5 I der UNO-Charta per Analogie auf solche 
individuellen Opfer staatlicher VernichtungspoLitik ausgedehnt werden, will man 
nicht die Existenz von Völkerrechtssubjekten erSter und zweiter Klasse postulieren, 
oder schärfer noch: das subjektive internationale Recht dieser Menschen, das man 
einerseits proklamiert, andererseits gerade im Ernstfall schutz- und damit wertlos 
machen. Es muß daher hier, so habe ich das ursprünglich formuliert, ein »Durc.h­
griffs recht der internationalen Gemeinschaft auf die Legi timationsgru ndlagen des 
souveränen Staates« geben. 
3. Dieser Zusammenhang erscheint mir zwingend. Gleichwohl verdeckt er ein wei­
teres und gravierendes Legitimationsproblem humanitärer Interventionen. Man 
könnte es das der erforderl,chen (Mindest- )Qualität der verteidigten Menschenrechte 
und der erforderlichen (Mindest-)Quantilät ihrer Verletzungen nennen. Beispielhaft 
und krass illustriert: Die staatlich betriebene willkürliche Tötung oder Vertreibung 
einer einzigen Familie kann ganz gewiß keine Befugnis für eine militärische Interven­
tion seitens fremder Staaten auslösen; und ebensowen ig kann das die staatliche 
Verweigerung, sagen wir, des Wahlrechts für große Teile der Bevölkerung (erwa 
für alle Frauen), ja für d,e Bevölkerung insgesamt, obwohl dem Recht auf Part,zipa­
ti on am politischen Leben des eigenen Staates durchaus der Rang eines allgemeinen 
Menschenrechts zukommt.' 
Was ist der normative Grund für diese Qua!itäts- und QuantitälSvoraussetzung der 
humanitären Intervention? Man mag nun einfach an das im Völkerrecht grundle­
gende Prinzip der Verhältnismäßigkeit denken. Militärische Angriffe auf einen frem­
den Staat fordern regelmäßig große Opfer an Menschenleben und Sachwerten; daher 
müssen - so könnte man sagen - die Gründe für ei ne Intervent,on eben hinreichend 

7 VgL An. 25 dt:s Inlern.{lf/onalen PrrA·[s uberburge,.ildu· um/ pohttsche Rabl€: vo m J9 - T1.. 1966. Man mag die 
Ubtrlcgung ;'In weiteren Beispielen einer willkurtichen VorelHh"lrung -sckundarer"l (nichtcxistentleller) 
Menschenrechte, die de.!' Pa.kt st~lt'uicrt, durchspielen: z. ß . des Rechts auf Freizugig.keit (Art. 11. 1) oder auf 
Rel igions· und Meinungsfreiheit (Art . 18 I, 19 I), etc. Generell wird m;m sagen konnen, daß auch die 
massenhafte Verletzung . po~i ll\·cr .. Mcns:chcnn.'chte, also solcl'l cr .lufTeilhabe an gesellschaftlichen Gutcrn 
jedweder An , Ci:1C mdilar~S.(' h e Intervention seitens drirter Staaten lIIein rcclHfcrtigcn kall n; rcgclmaß'g 
wi rd also dI e Vcrler7.unl:pncgatlve r~' {Abwehr-)Rechtc, V.:1. solcher gegen Angnffe auf LeI b und Leben, l,U 

den Legium't3tsbedlllgungcn hUnlanltarer 1 nle r.'C-ntIOllcn gehoren. FreI li ch muß man dAbei bedenken, daß 
el.ne Verweigerung bestImmter TCllhaberechte Sich Als maskicncr Angnff geGen Abwehrrechte erweIsen 
kann (7... B. die Verwelgerun~ deritdhabt: nn der mcdl'zlI11schtn Versorgung Als Angriff ~u f das Lebells· und 
LClbcsrechr). Hier gibt es schwl C' rige EIIlZclfl',lgen, deren Erorterung nber den Rahmen unseres Themas 
sprcIlgcn wurde. 
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gewichtig sein, um deren absehbare negative Folgen eindeutig überwiegen zu können 
und so den Eingriff verhältnismäßig zu machen. 
Besonders plausibel erscheint das nicht. Selbst eine absehbar opferlose humanitäre 
Intervention - etwa der mit massiven militärischen Mitteln vollzogene, praktisch 
unverwundbare und daher kampflos erfolgreiche Einmarsch eines sehr mächtigen 
Staates in das Territorium eines militärisch machtlosen - sollte nur nach denselben 
Kriterien gerechtfertigt werden können wie jede andere Intervention, also keinesfalls 
etwa zur Herstellung des allgemeinen Wahlrechts oder zur Verhinderung der Ver­
treibung einer einzigen Familie zulässig sein. Der Grund dafür, die Legitimitäts­
schwelle für humanitäre Interventionen als allgemeine und gleiche zu bestimmen und 
sehr hoch zu setzen, liegt vielmehr in den nach wie vor legitimen Funktionen und 
Ansprüchen der einzelstaatlichen Souveränität: im gleichen Recht jedes Staates auf 
Autonomie und in der daraus folgenden grundsätzlichen Pflicht aller anderen zur 
Nichteinmischung in seine inneren Belange.! 
Das velweist gewiß auf einen weiten und labyrinthischen Problembcreich, dessen 
Einzelfragen hier nicht zu erÖrtern sind. Es deu tet aber zugleich das normative 
Kriterium an, anhand dessen die Trennlinie zwischen dem Schutzbereich der staat­
lichen Souveränität und einem fremeLstaatlichen Recht auf Intervention gezogen 
werden muß. Anders als die Autonomie der individuellen Person ist die des einzelnen 
Staates, seine Souveränität gegenüber aLlen andern, kein genuiner, sich selbst genü­
gender und begründender Endzweck, sondern abgeleitet aus der permanenten Le­
gitimation des Staates von seiten seiner Bürger9 Nur ein Staat, der in diesem Sinne 
zumindest im großen und ganzen legitim ist, kann mit zureichenden Gründen seine 
Souveränität behaupten und anderen Staaten entgegenhalten. Solange nämlich die 
Aufgaben der rechtlichen Friedensordnung global im wesentlichen von Einzelstaaten 
erfüllt werden (und eine vernünftige Alternative dazu ist weit und breit nicht in Sicht), 
muß deren legitime Existenz ihr Recht auf (im großen und ganzen) amonOme Selbst ­
bestimmung implizieren und damit für alle anderen ein Verbot jedenfalls der un­
mittelbar physischen, VOr allem militärischen Intervention in den Hoheitsbereich der 
einzelstaatlichen Souveränität begründen. 
Das istcine grobe Formel. Aber erst in der von ihr markiertcn Perspektive können die 
Probleme, um die es in unserem Kontext geht, identifiziert, erörtert und vielleicht 
irgend wann gelöst werden. Für zahlreiche Einzelfragen, die sich hier aufdrängen, sind 
solche Lösungen heute nicht annähernd erkennbar.'o Darauf soll es hier nicht an­
kommen. Wichtig erscheint mir aber in unserem gegenwärtigen Zusammenhang eine 
grundsätzliche Unterscheidung: die zwischen einem Staat, der in bestimmtem Aus­
maß unrecht handelt, der etwa auch (salopp) als "Unrechtsstaat« qualifiziert werden 
kann, und einem, der insgesamt oder in entscheidenden Hinsichten illegitim ist oder 
gewordcn ist." Dabei muß für eincn (wicder: im großen und ganzen) funktionieren-

Vom na!J eZ u immer gegebenen RISiko einc r' Ausweitung 1l'1I 1itarischer Konflikte sehe ich hH:r .lb, d<: 1l1l die 
Abwagung dlercs RIsikos [sr wieder allein eine Fr;l&C der Verh;dtm smaßigkcit. 

9 Ich Ignoriere hJef die begrifflich und rech[!iph i lo~oph isch durchaus J(" hwic n ge Frage, W:lS genau eigentlich 
,.der Staat« ist (im Umerschlcd erw~ zu m St:l ittsvolk, zum St:latsgebu:r, zur .. N :Hion«, zur Gesel lschaft, zur 
Rechtsordnung, zum jcwl·digen Pl'fsonal der ot'fentlichen Anllcr, e[c.). Fl1 r meme Zwecke genu~t hier die 
etwas saloppe Vcrwendu ng des negriHs, ungefJ.hr In der fo lgenden Bedeutung; .. $(:\a[" I$t di e" Summe :lila 
offcmhchcll AmIer und Insti tutionen zu jeder konkrcu'n Zeit und jeweils »belebt ..: mit konkreten 
Menschen (die .11so In Ihrer Amtsfunktion sel bst Ted dieses St~ate:: smd) . 

(0 Vgl. dazu Davld Capp, The Idea of a Lcgium,lte State, in: Philasaphy&Public Afh.1rs 28 (1999), S. ) H. 
I1 Viele, ja vermutl ich die meisten der heute existIerenden St;\J[cn durften Jedenfall s Ihre EnlSle!Jllng 

Erel gni s.s en und Aktionen de ~ (spä.teren) Sr;\alSl pparats verdanken, dIe wi r aus heutiger Sicht als ill egItim 
beurteilen. Wi e und wann cin der;1rr ill e!; lti.tn entstandener Stal t nachfolgend gleIC hwohl die Lcg i[im;u ion 
semcr Foncxls[cm:, al so einen Ampruch ;tu1 Bcat: htung seiner Souvtr:m 1t ~t erwi.rb[, Ist eme weItere 
sehwicnge Fr:\gc, der h.it' r nicht nachgega.ngen werden kann. (Das dcrzelt ige Volkerrecht erledigt sie, 
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den, also seine Friedensschutzaufgaben erfüllenden Staat eben deshalb stets zunächst 
die Vermutung seiner Legitimität gelten. Nur qualicativ sehr gravierende und quan­
titativ gewissermaßen flächendeckende Verletzungen gerade der fundamentalen 
Staatsaufgaben des Friedensschutzes gegenüber den Staatsbürgern kann den Gedan­
ken des Legitimitätsverlustes eines Staates und damit des Verschwindens seines 
Anspruchs auf Respektierung seiner Souveränität nahel ege n. Wenn eine weitere 
saloppe Formel gestattet ist: Ein Staat, der seine Bürger oder jedenfalls einen aus­
reichend großen Teil derselben in ihren existentiellen Rechten nicht mehr schützt, ja 
der im Gegenteil selbst zum "hostis populi« wird, verliert damit seine Legitimität. Er, 
aber auch allenfalls er, bietet einen hinreichenden Anlaß zur humanitären Interve n­

tion für Drittsraaten." 
4. Projiziert man diese Erwägungen auf die Situation im Kosovo vor Beginn der 
NATO-Bombardierungen, dann läß t sich nach allem, was wir heute darüber wissen, 
wohl folgendes sagen: Die Bundesrepublik Jugoslawien war im skizzierten Sinn zum 
"/1Ostis populi« der gesamten albanischen Bevölkerung des Kosovo geworden. Gewiß 
war die in der deutschen Politik und Öffentlichkeit nach Beginn der Bombardie­
rungen verbreitete Schutzbehauptung, im Kosovo sei ein Völkermord an den Alba­
nern im Gange gewesen, falsch und als Mißbrauch eines maßlosen Vorwurfs durchaus 
schamlos. ') Aber auch die Vertreibung einer gesamten, nach Hunderttausenden 
zählenden Volksgruppe, die ihre Identität über gemeinsame ethnische und kulturelle 
Merkmale definiert, bedeutet einen willkürlichen, rechtswidrigen Angriff auf exi­
stentielle Menschenrechte. So gewiß zu diesen das Heimatrecht der Bürger gerechnet 
werden muß, so sicher erscheint es auch, daß die für eine Intervention erforderliche 
Quantität der Rechtsverletzungen im Kosovo ebenfalls erreicht, ja bei weitem über­
schritten war, wo immer diese Schwelle in anderen Fällen und im allgemeinen genau 
zu fixieren wäre. Kurz, für eine echte humanitäre Intervention im Kosovo gab es im 
März 1999 ein legitimes völkerrechtliches Fundament. 

VII. 

Nach dieser Legitimation des »Ob« verwirft der zweite Teil meines obigen Artikels 
das » Wie« der N ATO-Bombardierungen, und zwar aus zwei prinzipiellen Erwä­
gungen. Erstens: Als unmittelbare Hilfe für die bedrängten Albaner, so behaupte ich, 
war der Angriff untauglich und damit nicht erforderlich. Denn cr hat absehbar (und 
daher in gewissem Maß auch zurechenbar") serbische Vergdtungsmaßnahmen gegen 
di e albanische Bevölkerung provoziert, welche die Notlage der so . beschützten« 
Menschen erheblich verschärft haben. Und zweitens: Als mittelbar schließlich doch 

normativ du rchaus unbefriedigend, im wesentlichen allein uber das fakti sche, zuletzt m:u.:lngcstutzte 
Knrerium dtr volkcrrcchthc hc n Anerkennung eines neu entstandenen StAates durch andere.) 

12 DanHr sind offenslchdich mehr Frr..gell ~cstelll al!ö beantwortet. Erneut; Die Suche nach solchen Ant­
worten kann hie( nl<:ht unternommen werden. 

I) IlIl'r darf gewiß ohnt' m.tliziostn Ton darauf hlng~'Wtcsen werden. daß die Bundesret;ierung noch wenige 
Tage vor Begtnn des NATO-AngrIffs dem Ob('rverwaltungs~l'ridll Munster (und weiteren Vc:.·rwaltunj.;s­
gerichten) zum Zweck der Beurtei lung von Asylfr;:l,gcn mitgeteilt hJ,t, fur ('ill "Programm ... der serbIschen 
Regu:runs. -das albanische Volk zu vermchten. zu vertreiben oder sonst zu v ~rfolg(.·n ..: , lrigen ",keine 
hinT"t'iehend gc.sichC"ncn Anh.lltspunkte vor .. ; vgl. den Bericht der Suddt:ltfschen Zeitung vom 14'1' 1999. 
S. S. 

14 Die rrage ('Iller Zurcchnung rechtswldnger T."1ten eines andtn:n (auch) 7.U Jem:mdem, der dIesem anderen 
zuvor objektiv und \'orausschb:lrt \'VcIHlI,; I\!'ICh nicht im Modus der Kooperation, -m die Ha ndc gespielt .. 
hat, mark iert ein schwieri gc.s Thema der strafrechtlichen ZurechnungS!l! hrc. Da es fur mCIIl Argu ment auf 
eUle solche mogliche Zurechnung der T:nen des Herrn MdosevLc auch Wnl Verantworlungsbercich der 
NATO-$ta:Hen nIcht ankommt, verfolge Ich das Problem hier nicht weiter. 
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»erfolgreiche« Aktion zur Wiederherstellung des Heimalrechts der vertriebenen 
Albaner bedeutete die weit ausgreifende Zerstörung jugDslawischer Ziele die An­
wendung eines prinzipiell illegitimen und moralisch verwerflichen Mittels zur Ver­
wirklichung eines zweifellos hochrangigen Zwecks, nämlich des Mittels einer vor­

sätz.lichen Abwälzung der d_eidenskosten« für das ei~ene Handeln auf unschuldige 
Drittels. 

Zwei Einwände hiergegen liegen nahe und sind mehrfach erhoben worden: Die erSte 
Behauptung sei faktisch falsch; denn das NATO-Unternehmen sei offenkundig 
erfolgreich, also tauglich gewesen. Die zweite projiziere ein Argument, das dem 
normativen Mikrobereich der strafrechtlichen Notwehr- (bzw. Nothilfe-)Lehre ent­

stammt, unzulässigerweise auf die Makrosphäre der internationalen Politik und des 
Völkerrechts, wo es nicht nur deplaziert, sondern nachgerade absurd sei. 

Der erste Einwand ist a limine verfehlt. Der 7.weite wirft ein interessantes Problem 
auf, bleibt aber jeden Vorschlag einer Lösung schuldig und deshalb dubios, zumindest 
aber beweispflichtig für eine Behauptung, die bei näherem Hinsehen mehr als er­
staunlich wirkt. 

I. Ad I: Wer hätte je ernsthaft gezweifelt, daß die NATO irgendwann das Regime 
Milosevic militärisch in die Knie zwingen und die Rückkehr der vertriebenen Albaner 
ermöglichen würde?'· Von dieser Voraussetzung einer auf lange destruktive Wirkung 
berechneten und schließlich über die schiere Quantität der Zerstörungen erfolgrei­
chen Nötigung als des von der N ATO eingesetzten Mittels zum humanitären Zweck 

lebt ja mein zweites Argument: die Behauptung der Illegitimität eben dieses spezifi­
schen Mittels. Gerade wegen seiner langdauernden Zerstörungswirkung in den in­
nersten Sphären der jugoslawischen Zivilgesellschaft war es militärisch so zweifelsfrei 
erfolgversprechend wie eS moralisch und rechtlich verwerflich war. '7 

Im übrigen sei auf folgendes hingewiesen: Die allermeisten der nach dem Abzug des 
jugoslawischen Militärs im Kosovo gefundenen Massengräber mit albanischen Op­

fern sind nach dem Beginn der Bombardierung angelegt, also offenbar auch erst dann 

erforderlich geworden. Unbeschadet der Frage, ob die NATO eine gewisse Mit­
verantwortung an diesen Rache-Morden trägt, ist jedenfalls für deren Opfer die 
Nothilfeaktion der NATO im radikalsten Sinne untauglich, nämlich tödlich gewesen. 
Auch dies war freilich vorher absehbar und darf deshalb, so unpopulär die Über­
legung sein mag, bei der Frage nach der Tauglichkeit des gewählten Modus der 
Intervention nicht ignoriert werden. 
2. Der zweite Einwand behauptet, daß ein fundamentales Prinzip der Ethik und des 
Rechts im Bereich der »großen. Politik nicht gelte: das Prinzip, daß für die Nothilfe 
zugunsten eines Bedrohten nicht gleich- oder gar höherrangige Güter und Interessen 
unschuldiger Dritter geopfert werden dürfen, und zwar selbst dann nicht, wenn Dur 
wenige Dritte geoplen werden, um sehr viel mehr Bedrohte zu retten. 

An der grundsätzlichen Konsensfähigkeit dieses Prinzips braucht man zunächst wohl 
nicht zu zweifeln. Man erwäge nur mein obiges Beispiel des Chirurgen, der fünf 
Patienten rettet, indem er einen Unbeteiligten schlachtet. Er handelt nach wohl 

15 Ich verwende- hier und im fol genden den Bl.'rl ff ;.unschuldtC" Im eher ufng"ngssprach llchl.'n Sinn, mein als 
Terminus ~cchmc\J .s Ir~cnd('ine r I' rovcnien7~ Er so ll cmf:tt:h bC"d euten: jCllund. der an der Emstehung der 
N Ol- und Ccbhrenllge unbeteiligt und daher fur ihre BCSeltlgung u ll~ustand . g 1$[. 

16 /eh jedenfalls nicht, wie der obige 'Iext unter IV. unmlßvel"standltch ~Clgr. 
17 Daher rnag die Frage, o b das g;lIlZC UntcfHehlllcn wenigstcns 111 irgendei nem pol ir ischen Sinne eriolgrclch 

war, hi c r ~ l.If SIch bcmh t: ll. 's f,Jbt ßlitc Gr1,l odc zu zweifeln , wenn man den nun umgeke hrten Mo rd- und 
Vertrcibungs[crror gegen dl~serl)\schc Bcvolkcrung des Kosovo betrachtet, dem dJC KFOR-Truppcn 
offenbar hdOos und, wie leider vermutet wc.rden muß, mit weniger I:np~('ment begegnen, als zuvor die 
Bom ber dem s~ rLl1sc h t'n . Und daß jetZ[ die NATO gezwun gen ISt, die Exeku uV lnSt3 n7. der ethmschen 
Saubcrungen zu spielen, erschiene be inahe tra-l~isLh, w :ne es mehr \ 10 1'1 An fang an vnr.l ussehbar ~cwc_sc n . 
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allgemeiner Überzeugung illegitim und verwerflich. Das tut er aber auch dann, wenn 
er auf die beschriebene Weise nicht fünf, sondern fünfzig, fünfhundert, ja fünftausend 
oder x-beliebig viele andere rettet." Daher ist jedenfalls die Vermutung, ein Prinzip 
des Strafrechts (und womöglich nur des deutschen) habe in der internationalen Politik 
schon wegen des riesigen Quantitätsunterschieds der jeweiligen Anwendungsberei­
che keinen Platz, grundsätzlich verfehlt. Denn es geht nicht um ein strafrechtliches, 
sondern um ein universales Prinzip des Rechts überhaupt (das eben selbstverständlich 
auch in der strafrechtlichen Notwchrlchrc gilt). 
Sehen wir trotzdem genauer zu: Wird dieses Prinzip in der Sphäre »großer« inter­
nationaler Politik, dort, wo über Krieg und Frieden entschieden wird, nicht tatsäch­
lich abwegig? Nämlich umso abwegiger, je mehr Personen auf der einen Seite -
nennen wir sie die der Rettung - und je weniger auf der anderen - der der Aufop­
ferung - im Spiel sind? Ein pointiertes Beispiel: Hätte ein Hitler-Attentäter, der mit 
dem Diktator zugleich die Ursache für die drohende Vernichtung vieler Millionen 
Menschen beseitigt hätte, nicht auch dann richtig gehandelt, wenn er seine Bombe 
erfolgreich während eines Kindergartenbesuchs Hitlers gezündet und dabei (wie er 
vorausgesehen hat) zehn oder fünfzehn Kinder mitgetötet hätte? Müssen die Fälle 
einer so riesigen Schaden-Nutzen-Differenz nicht doch allein mit Blick auf ihre 
Folgen entschieden, also nach einem utilitaristischen bzw. konsequenzialistischen 
Moral- und Rechtsprinzip behandelt werden? Darf man nicht doch zehn Kinder 
töten, um Millionen Menschen, unter denen ja auch Hunderttausende von Kindern 
sein mögen und am Ende vielleicht sogar die gewesen wären, die man jetzt sofort 
getötet hat, vor Hitler zu retten? 
Die Antwort lautet: nein. Daß sie (vermutlich) mit geläufigen Intuitionen kollidiert, 
liegt wohl an folgendem: Der distanzierte Beobachter, gleich weit entfernt von 
Tätern, Opfern und Geretteten, wird dazu neigen, »das Beste für das große Ganze« 
zu wollen und dies für moralisch wie rechtlich geboten oder jedenfalls erlaubt zu 
halten. Der Endzusta.nd einer Welt, der viele Millionen Hitler-Opfer erspart geblie­
ben sind, ist eben besser als der einer anderen, in der zwar zunächst zehn Kinder nicht 
getötet, dafür aber dann jene Millionen als Opfer eines Verbrechers in Kauf genom­
men worden sind. Diese Perspektive ist aber als rechtliche wie als moralische grund­
sätzlich verfehlt, zumindest unzureichend. Denn der Standpunkt der Moral muß der 
einer radikalen Verallgemeinerbarkeit der eigenen Handlungsmaxime sein. '9 Wer das 
Recht eines Helfers behauptet, Unschuldige zu töten, um viele andere Unschuldige zu 
retten, behauptet damit zugleich eine Pflicht der Getöteten> ihr Leben zugunsten 
anderer zu opfern.,a Auch und vor allem die Perspektive dieser Geopferten muß eine 
moralische Überlegung daher einnehmen. Wie aber eine solche Pflicht, sein Leben für 
andere zu opfern, denen man nichts getan hat, nichts tun will und die man weder 
bedroht noch auch nur kennt, zu begründen sein sollte, ist schlechterdings unerfind­
lich. Wer dies dennoch behauptet, überprüfe seine Auffassung mit einem kantiani­
sehen Test: Wäre er bereit, sich selbst und etwa noch seine Familie töten zu lassen, 

rS DilS magen h.lrtgesouene Utilit.msten bestreiten. Aber wiewohl mir selbst das keineswegs sIcher er· 
scheint, ware ein solches Bestreiten unpb.uslbcl; s. dazu nachfolgend im Text. 

19 Unst:hwcr als dt'r des Kanrischcn KategorISchen Imperatlvs zu erkennen. 
20 DerZusammcnhHlg ISt normcnJoglsch zwingend: Nurwenn A eme Pflicht h.u, sich toten zu lassen, hat B 

ein Recht, I~tn zu [OIen. Gcwjf~ gibt es dann, wenn die rod liehen Fol~cn der Hilfsaktion (oder die 
Vora llsset ~u ngc: n der Notlage selbst) mchr Sl-cher Sind, eine scbwienge und wemg gcklarte Grauzone 
zwischen Rec.ht und Pflicht, dlc man mit dem Stlchwor1. »Hnndeln unter erlaubtem Risiko« hczelchnen 
kann. leh ignoriere hier diese Probleme und sctz.<': die zwcif~' Ls freic SIc/,erhelc des Todes der Geopferten 
voraus . 1m Hinblick ""u( die .. Kollarcraltorungct1" des Kosovo-Kricgc.$ Ist d!1-s :mch die einzi t; rea li stlsche 
r .. amissl;. Denn daß bel wochenbngcrl ausgedehnten Bombardierungen dieht bt'sicddter Sddte und aus 
großen Hohen auf jeden Fall zahJrcu:hc Unschuldige getotet werden, steht vorweg mit einer jeden 
vcrnunfngen Zweifel ausschlicße:lden Sicherheit fest. 

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1999-4-526
Generiert durch IP '3.15.15.125', am 05.06.2024, 22:30:51.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1999-4-526


damit Herr Milosevic kei"e Alba"er mehr mißha"del", töten, vertreiben ka"n? Die 
Möglichkeit heroischer Flunkereien aus sichercr Distanz beiseite: wer wäre das? Und 
selbst we"n jemand zum Märtyrer oder zum selbstzerstörerischen Samariter dispo­
niert wäre: Wer wollte ernsthaft behaupten, jeder andere hätte die Pflicht, dies auch zu 
sein? .. His is the only life he has«, heißt es bei Robert Nozick", u"d dieses singuläre 
Leben für andere zu opfern, kann niema"d verpflichtet sein, und zwar weder mo­
ralisch, noch- und schon gar nicht - rechtlich. Für mein HirJer-Beispiel heißt das: Die 
Tötung der zeh" Kinder wäre zwei fels frei ein nicht legitimierbares Unrecht gewesen, 
selbst we"n sie der einzige Weg zur Beseitigung des D;ktators und dam;t zur Rettung 
der Welt vor ei "ern mörderischen Verbrecher gewesen wäre. 
Ich meine, daß auch unbeugsame Utilitaristen d;ese Folgerung unterschreiben sollten. 
Denn welche Konsequenzen hätte es wohl für das grundlegende Lebensgefühl aller 
Menschen, wenn sie stets dam;t rechnen müßten, zum Nutzen v;eler anderer n;cht 
bloß i,·gendwelche Notstandsopfer, so"dern immer auch das ihres e;genen Lebens 
erbringen zu müssen? Welcher Util;rarist würde denn in einer Welt leben wollen, ;n 
der er jederze;t gegen seinen Willen als Organspender für fünf andere zwangsge­
schlachtet werden dürfte? Oder eben: irr der zur EJiminieru"g der verbrecherischen 
Politik von Diktatoren, für d;e er n;chts kann, Bomben auf se;n Haus, seine Familie, 
sein Leben geworfen werden dürften? Eine Welt, in der d;e U ntersche;dung deurl;ch 
ble;bt zwischen dem, was man verhindern darf, und dem, was als noch so bitteres 
Schicksal (oder als noch so böse Tat eines anderen) hingenommen werden muß, weil 
es nicht legitim verhinden werden kann, dürfte - ganz utilitaristisch - bei weitem die 
bessserc sein. u 

3. Man mag dies alles gleichwohl als Dilemma zwischen Prima-facie-Intuitionen und 
der hier vorgeführten Analyse empfinden. Vielleicht könnte eine Unterscheidung 
Abhilfe schaffen, die vor allem Strafrechtlern geläufig ist: die zwischen rechtmäßigem 
und bloß schuldlosem (wenn auch rechtswidrigem) Handeln. Wer nicht unschuldige 
Dritte, sondern sich selbst oder seine Familie rettet, indem er andere U "schuldige 
dafür opfert, handelt zwar gleichwohl rechtswidrig, denn auch dann haben diese 
anderen keine Pflicht, sich töten zu lassen. Aber er handelt;n einer Zwangslage, in der 
ihm der Gehorsam vor dem Törungsverbot nicht mehr zugemutet und in er deshalb 
persönlich entschuldigt werden kann. Das wäre ein Beispiel für unrechtes, aber 
moralisch nicht mehr verwerfliches Verhalten. 
Mit dieser Differenzierung lassen sich unverme;dl;che "Kollateraltörungen« unschul­
diger Zivilisten durch einen Staat, der s;ch in einem Verteidigungskrieg gegen einen 
rechtswidrigen Angreifer befindet, angemessen beurteilen." Auch solche Tötungen 
sind - entgegen einer sogar im Völkerrecht verbreiteten Auffassung - rucht rechrfer­
tigungsfähig, denn Zivilisten sind auch dann nicht »Angreifer« und damit legitime 
Ziele von Kriegshandlungen, wenn sie Bürger des Aggressorstaates sind. Doch kann 
ihr Tod als unvermeidbare Folge legirtmer mil;tärischer Verteidigungsaktionen auf 
selten des Angegriffenen entschuldigt werden. 
Das Problem der .. Kollateraltötungen« im Rahmen einer human;tären Intervenr;on 
wird von dieser Erwägung aber nicht erfaßt. Allgemein: Was jemandem, der ;n 
NOlwehrum seine Ex;stenz kämpft, als zwar objekrlves Unrecht gleichwohl persön-

21 N07.lck, Statt', Anarchy :wd Uropll., 1974, S. JJ. 
12 Nur sog. Akt-Utilitaristen durfte n ! 1I ~r nOl:h widcrs prechl'n kOllllen. Fur ihre TheOrie gibt es aber, so 

meill ~ it h (ohne es hier d:u'legen zu kÖ!lllen), keine guren Gru nde, 
l J N, B.: nu:' solche w l ':Jcrmeld/' c/)"1I und I/nbc(lb51chllg~e-n Kolhter,lltOtu ngcll , !licht dagegt fl Tonmgcrl VOll 

ZI vi listen :al !J M'lCel der Kncgfuhrun g (etwa zur t::rschuncrung der "" Kriegsmor:d Oi im Al1grcifcrsta:H) oder 
gu als Krieg.'lziel; d:\hcr warei) die gczielten Bombardierungell offener deuLScher Sradtt· , z. B. Dresdens , 
durch die A!lll ~ rten des Zweiten Weltkriegs oder der Atomuombcll:l.bw urf uber Hiroshima nicht nur 
objr.:ktivcs Unrecht, sondern ~u('h :;ubjcktl v schll idhaft, also moralisch verwerflich. 
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lich nachgesehen werden kann, liefert für die No,hilfe eines fernstehenden Dritten, 
dessen eigene Interessen nicht tangiert sind, keinen Entschuldigungsgrund . Auch das 
erscheint bei genauerer Überlegung selbstverständlich. Am Beispiel des Kosovo­
Krieges: Warum soUten getötete serbische Kinder, Frauen, Alte für einen fremden 
Staat, der bedrohten Albanern helfen will, weniger schützenswert sein dürfen als 
diese, zu deren Schutz er han delt, indem er jene tötet? Warum sollte also für ihn das 
Unterlassen der Tötung serbischer Zivilisten deshalb »unzumutbar« sein, weil er 
anderen Zivilisten, die ihm gleich nah oder fern stehen wie jene, helfen will? Und was 

sonst könnte dann solche Tötungen entschuldigen? Überzeugende Antworten auf 
diese Fragen sind weit und breit nicht erkennbar. 
4. Hier werden nun, stelle ich mir vor, der Realpolitiker und der ihn unterstützende 
»realistische« politische Philosoph und etwa noch einzelne Völkerrechtler ungedul­
dig und sagen ungefähr folgendes: »Tötungen unschuldige r Zivilisten sind in einem 
modernen Krieg niemals vermeidbar. Wenn es aber kriegeris che Aktionen gibt, die als 
Nothilfe gerechtfertigt sind, dann muß die in solchem Rahmen unvermeidliche 
Tötung von Zivilisten irgendwie olme Vorwurf gegen den Kriegführenden hinge­
nommen und wenn schon nicht gerechtfertigt, dann zumindest entschuldigt wer­
deo.« 

Daß auc h diese Überlegung Hand und Fuß hat, ist nicht zu bestreiten. Da sie mit 
meinen vorherigen Überlegungen offensichtlich nicht zu vereinbaren ist, präsentiert 
sie (mir jedenfalls) ein Dilemma, für das ich derzeit keine befriedigende Lösung sehe. 
lch möchte aber, sozusagen vor der Kapitulation, folgende Erwägung zu bedenken 
geben. Es mag sei.n, daß Außen- und insbesondere Kriegspolitik sich im dargelegten 
Sinn immer schuldig machen muß. Das würde freilich (wie es der Satz selbst un­
zweideutig zum Ausdruck bringt) am schuldve.rd.ikt nichts ändern. Der alte Philo­
sophenwitz: »jf theory doesn' t fit the facts, too bad for the facts«, blamiert gewiß in 
der theoretischen Philosophie alle spekulativen Thesen, die mit der Wirklichkeit 
unverträglich sind. In der praktischen lind in der Rechtsphilosophie ist er dagegen 
ganz einfach und völlig ironiefrei wahr: Wenn Handlungen(alsfaw) mit begründeten 
Normen kollidieren, dann sind sie, nicht die Normen blamiert - tatsach lich too bad 
for the faces -, und zwar selbst dann, wenn diese Kollisionen in irgendeinem einzelnen 
Handlungsbereich ausnahmslos auftreten sollten. Wir brauchen gewiß weitaus bes­
sere Gründe für eine Änderung unserer fundamentalen Normen als den Hinweis 
darauf, daß sie in einer bestimmten Sphäre ,tets gebrochen werden. Vielleicht entha.lt 
alle internationale Politik tatsächlich, wie Mn Weber gemeint hat, im skizzierten 
Sinn eines unlösbaren Konflikts mit etl,ischen Normen ein Element von Tragik. Man 
kann das allerdings auch profaner, nämlich als den alten Verdacht artikulieren, daß 
Außenpolirik ein business of dirty hand, sei. Damit bliebe dem Normwisse nschaftler 
aber immer noch die bescheidene Festste llung, daß die Hände eben schmutzig sind. 
Vielleicht ist aber di e Kollision von kriegerischer Realpolitlk mit Moral- und Reehts­

prinzipien genau umgekehrt aufzulösen: Nicht das »kollaterale« Töten Unschuldiger 
während einer humanitären Intelv ention wäre dann falsch, sondern die Norm, die es 
verb ietet. Wer das behauptet, zieht sich freilich eine erhebliche Beweislast zu. Weit 
und breit ist - jenseits der sch.lichten Behauprung - kein akzeptables Argument dafür 
in Sicht, daß und vor allem warum fundamentale Normprinzipien, die abstrakt 
formuliert niemand bestreitet, im Bereich der internationalen Politik nicht gelten 
sollten." Die populäre Antwort: "Das funktioniert dort eben nicht« ist kein Argu-

24 Und wer einfach fur dIe Sph\ue des IntcrnanonaIcn Rechts dJ(! Gulugkc1t (:ines SOl.usagt:n :-\.Iden tJ[dl R 

[arismus hehaupten wollte, ver$cllIcbt nur sem Begrundungsproblem. L, mußte crklucn, oh cr dic.sc 
Posilion auch im "MlkrobcfClch .. ethischer und rechtlicher Normen ve.nreten will: falls i~, muß[c cr SICh 
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ment, sondern ein etwas öder intellektueller Schwäche zustand und im übrigen wohl 
ein exemplarischer Fall des sogenannten naturalistischen Fehlschlusses." Auch der in 
der politischen Philosophie beliebte Hinweis auf eine besondere »role moralitr der 
Politik (im Unterschied zur jeweils handlungsbezogcnen Moral des privaten Einzcl­
mensehen) ' G ist keine Begründung, sondern eine petitio prinicipii: Warum und auf 
welchen normativen Grundlagen es . Rollen« geben kann, die ein ansonsten verwerf­
liches und verbotenes Verhalten erlauben - das gerade ist die irritierende frage. Sie 
wird durch die bloße Behauptung einer spezifischen »role morality« ersichtlich nicht 
beantwortet, sondern erst aufgeworfen. 
Damit soll nicht gesagt sein, daß es nicht tatsächlich gute normative Gründe geben 
könnte, die . große« Politik von bestimmten, selbst grundlegenden Normen irgend­
wie zu dispensieren, und schon gar nicht, daß hier kein gravierendes Problem der 
politischen Ethik und der Rechtsphilosophie liege. Solange aber diejenigen, die jene 
These protegieren, an Begründung nicht mehr als den untauglichen Hinweis auf eine 
seit eh und je geübte Praxis der Macht vorlegen, darf man als Skeptiker eines solchen 
Realismus' gewiß auf dessen nach wie vor unerfüllte Beweispflicht in unserer frage 
verweisen und im übrigen die weitere Entwicklung der Argumente abwarten. Das soll 
auch hier geschehen. 
5. Nun ergibt sich sozusagen von selbst ein letzter Blick zurück auf den Kosovo­
Krieg. Zum Problem geworden war uns in den vorstehenden Überlegungen die 
Tötung Unschuldiger als u.nvermeidliche Folge einer an sich legitimen humanitären 
lntervention. Das gerade ist aber nicht das Problem der NATO-Bombardierungen in 
Jugoslawien gewesen. Denn mit ihnen wurde ein Modus der Kriegführung gewählt, 
dessen hohe - kollaterale« Opferzahl sehr wohl weitgehend vermeidbar gewesen 
wäre .:7 Dtese »neue«1 »elegante«, )chirurgische,<, auf der eigenen Seite »opferlose« 
Kriegsart (und was dergleichen deplazierte Kennmarken sonst sind) - nämlich d.ie 
Bombardterung nicht nur der MiJitär- , sondern der gesamten Nervenstruktur eines 
Landes aus großen, für die Luftabwehr unerreichbaren Höhen - ist das, was ich zum 
Unterschied von einer echten humanitären Intervention einen .. Nötigungskrieg« 
genannt habe. Was ihn kennzeichnet, ist das möglichst vollständige Abwälzen dcr 
personalen .. Opferkosten«, der an Menschenleben und -leid, vom lntervenienten auf 
unschuldige Dritte. ,8 

Das ist ein prinzipiell und offcnsichtlich verwerfliches Verfahren. Die militärische 
»Feigheit«, die möglichst jedes Opfcr auf der eigenen Seite vermeiden will, ist im 
Grundsatz selbstverständlich vollkommen vernünftig und richtig, ja normativ ge­
boten (und sie verdient daher die hier gewählte, cinen verjährten Ehrenkodex par­
odierende Bez.eiehnung nicht). Wer aber jemandem anderen helfen will, indem er zur 
Behebung von dessen Not unbeteiligtc Drine mit ihrem Leben bezahlen läßt, obwohl 
cr dies du rch lnkaufnahme eigencr Lebcns- und Leibesrisi.ken vermeiden könnte, 

(Iri ng!. t bekannte) durchschlagende Emwande gefallen lassen, falls nein, häne er zu erklaren, warum don 
nicht. 

25 E.in Journ;diSl der fur rechrsprulosophlsche Pr.1gen gewiß IClzrvC:!rbindlichen Tnst:mz ... Oer Spiegel ... hat 
m C'InCJ1 Satt, man durfe mcht Unschuldige toten , um andere Unschuldige zu retten, schIit' he fur 3bsurd 
crk lart (vgl. Spiegel Nr. 21,1999, S. 125 ), auf Nachfrage freil H:: h die unbedingte Geitullg dieser N orm fut 
mein Chirurgenbeispiel bcst:,Hl gt und ;tuf die weitere NAchfr.tge, !lUS welchen Grunden denn die Norm 
c.inn.':ll gelte und einmal nidH, Im To n unbclrm'r U bt·rzeugung envldert, weil Politik so nidu fu nk­
tlo Olere. 

!6 Uberblick bel Coady, Politics 3.nd the Problem o fDirty Hands. m: Smger(Hrsg.). A Companion to Ethics, 
'99).S. )7}II. 

:1.7 Zu diesem "wl~ i lgehend ... ; der auch bei anderer An der Kriq;fuhrung definitiv unvermeidbare (weitaus 
kleinere) Teil davon wirft eben unser o ben crortcnes Probltm auf. 

1.8 So weit solche Kosten nu:ht unrnlttclb;u' dem Aggressor selbst, hier also der serbischen Miiilar- und 
Paramiüurmaschme 2uschicbb:tr waren; das i!'i[ (cum grano salts) n:nurltch legHimtcrbar. 
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542 folgt einer schäbigen Maxime und desavouiert noch die N o rm, unter der er zur Hilfe 
angetreten ist. Wer in einer humani tären Intervention helfen will, der helfe den 
Bedrohten direkt, und wenn es nicht vermeidbar ist: unter lnkaufnahme der Leidens­
kosten auf der eigenen Seite. Er schreie es aber keinesfalls als moralische Tat aus, wenn 
er durch massive Gewaltanwendung gegen unschuldige Dritte den Urheber der 
Notlage mittelbar in die Knie gezwungen hat'· 
Der geläufige Einwand: humanitäre Kampfeinsätze in fremden Ländern unter eige­
nen Opfern an Leben und Gesundheit seien in demokratischen Staaten nicht meh r 
durchsetzbar, ist richtig, unterstreicht aber nur das moralisch und rechtlich Odiose 
der gewählten Alternative. Denn für diese Undurchsetzbarkeit gibt es sachliche 
Gründe, und es sind genau die hier dargelegten: Wer und was sollte denn einen 
deutschen (englischen, amerika ni schen) Soldaten zur Opferung seines Lebens für 
bedrohte Albaner verpflichten kön nen?Jo Aber der Umstand, daß kein serbischer 
Zivilist zum Bundesverfassungsgericht nach Karlsruhe gehen kann, um dort zu 
zeige n, daß auch ihn dazu nichts und niemand zu verpflichten vermag, macht die 
vollständige Funktionalisieru ng seines Lebens zu fremden Zwecken nicht weniger 
verwerflich. Und der nach Beginn der Bombardierung im Bundestag vor allem von 
Abgeordneten der »Grünen" vorgebrachte Einwand: Abe r was soll man denn sonst 
tun?, ist - si! venia verbo - ein intellektuelles Armutszeugnis. Wer zur Hilfe in einer 
Notlage nichts Legitimes tun kann, darf gar nichts tun. Was wäre daran erstaunlich? 
Was würde man denn dem »Schlächter«-Chi ru rgen meines Beispiels, der etwa die 
Frage stellte, was er sonst hätte tun sollen, anderes antworten als: nichts! Oder: Was 
haben »wir« denn getan, um die Millionen Hungertoten der letzten Jahre in Korea zu 
verhindern, deren Leben ganz gewiß auf das Schuldkonto eines unfähigen Unrechts­
regimes geht? Der beliebte Einwa nd , man könne eben nicht überall helfen, geht an der 
Sache vorbei. Wo man es nur auf ill egitime und verwerfliche Weise kann, darf man es 
nicht. Im übrigen hätte man im Kosovo selbstverständlich eine ganze Menge mehr 
und anderes als die unternommenen Bombardie run ge n tun können (u.nd hat es ja 
durchaus vor deren Beginn). 
Ein künftiges, normativ aufgeklärtes Völkerrecht und die politische Philosophie der 
internationalen Beziehungen sollten dieser offenbar in Mode kommenden Form 
neuer macht- und kriegspolitischer Bedenkenlosigkeit den nötigen Widerstand ent­
gegensetzen: jedenfalls den des besseren Arguments. 

191m ubngcn werden die Op{cf:7.ahlcn auf Seitcn der serbischen Zivllbev6/kcrullg offenbar bei weitem 
untcrschatl{. Die Erf .. hrungen nach dem zweiten Golfkrieg im Irak haben ~('ze;gt. d;'l.ß so lche ,·Noti­
gungskriege« (auch) gegen die Zlvllbevolkerung noch lange nach dem Ende der Bombardicrungen hohl' 
Zahlen an Opfern fordern; im Irak werden sie auf weit ubcr t 50COO geschiH zr, d,e mt'isten davon KInder; 
der Grund dafur liegt v.a. in d~n massivcn Zerstorungen der Infrastruktur ci nc.:.'i Landcs! crwa des 
Elek tri:tit~tssystem und der W:lsscrvcrsorgung {die Ja auch in Jugosl-awieo Ziel d", 13ombard il:'run~en 
warcn)j vg1. Harva.rd Study Te"lm, Publ,c Hcalrh in lraq arrcr the Gulf War, zit. bei jodmlfl.:/NomjliJl/ l, 
Harva.rd Internatio nal Law Journal 35 (1994). S. 50, Anm. 4 (mir zahJreichcn weiteren NachweIse .,) 

JO Daher kommt in solchen Fallen nur der Einsatz [relwJlltger Truppen in f r;lge. 
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